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"Dortmund griBtv,....
BGB § 12 8

Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen cine mehrdcu-
tige Begeichnung - hier: "Dortmund" ~ als Namoensgebrauch
anzuschen ist, 2 '

Insbesondere zu dexr Frage, ob es hierfilr schon geniigt,

daB oin nicht vbllig unbeachilicher Teil dor in Betracht
kommenden Verkehrskreisc in der Bezoichnung cinen namens--
mifBigen Hinweis auf d4ie Porson dos Namenstrdgers erblickt,
oder ob und unter welchen Voraussctzungen ein hdherer
quotenméBiger inteil dicees Bovdlkorungsteils verlangt
verden mufB. ~

BGH, Urt. v. 45. Wirz 1963 -~ 1b zR 98/61

OLG Hamm
- L@ Dortmund
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Verkiindet
am 15. Miirz 1963
Grunau, Justizhaupfsekrettir
als Urkundsbeemter der Geechﬁttssténg

Im Namen des Volkes

In dem Rechtsstroit |

der Stadt Do rtmund » vertreten durch don Rat der a
utadt, dieser vortreten durch den Overstadtdirektor in Dort~
mund, Sﬁdwall 2,

Klbgerm und Revisionsklédgerin,

-~ Prozeﬂbevollmachfigt_er: . Rechtsanwalt Dr. QD -

»

8.98‘*‘n .

die Dortmunder H G- Braueredi A G. , ver-
traten durch ihren Vorstand, in Dortmund, St@pstr. W,
' Beklagte und Revn.sionsbeklagte,

- ProgeBbevollméchtigter: Rechbtsanwalt - - G

hat der Ib-Zivilsenat des Bﬂndesge:ichtshotaauf die mind~
liche Verhandlung vom 22. Ee,bniar 1963 unter Mitwirkung des
Senatsprisidenten Prof. Dyr. h.c. Wilde und der Bundesrichter,
Dr. Krilger-Nieland, Pehle, Dr. Spengler und Ebal
fiur Recht erkannt: | o |

Auf dic Revision der Kligarin wird das Urteil des
4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Hamm (Westf.)
vom 11. April 1961 aufgehoben. '



Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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Die Sache wird sur anderweiten Verhandlung und Ent- = |
scheidung, aucl;' {iber die Kosten der Revision, an das -
Berufungogericht zuriickverwiesen. ‘
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Die klagende Stadtgemcinde Dortmund wendet sich unter
Borufung auf ihr Namensrecht gegen die Absicht der Beklag- s
ton, oiner bekannten Dortmunder Brauerei, an einer Giebulw “'; é
vand in der Niéhe dos Hauptbabnhofs eine Verbeanlage angu- gyg_f
bringen, die neben oiner bildlichen Darstellung den Werbe-- B
spruch "Dortmund griitmit HE@JP-Bicr" enthdlt. Die Anlage
801l aus Leuchtrdhren bestehen, einc Flliche von etwva 9 m
Breite und 25 m Hﬁhe oinnehmen und so angebracht werden, -
daB sie don aus wemtlicher Richtung'in den Hauptbahnhof ein- 2;f
~ fahrenden Reisenden ins Auge fHllt. S

» e - R S
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Nachdem die Kligorin der Beklagton zunichst die Bauge- e
nchnigung versagt, der als Beschwerdeinstanz angerufene Mi- - .
nister fiir Wiedoraufbuu jedoch hiergegen Bedenken gesufliert
- und der Kligerin anhcimgestellt hattg; den Schutz ihres Na-
wons im ProzeBvieg zu verfolgen, hat sie vorbougend die vor-
liegende Unterlassungsklage crhoben. Sie hat vorgetragen,
die Verwendung deo dortes »Dortmund® in dem von der Beklag-
ton in Aussicht genommenen wbrbespruch stolle sich als un-
befugter Ramensgebrauch dar, denn’ der ﬁberwicgenoe Teil der .. .
angesprochencn Verkehrskroise vorde in dem Wort einen Hinweis- | .-
auf sie, dic Kliédgerin, erblicken und annehmen, dag sic zu '4
der Beklagten in engen Bezichungen . stehe, etwa daB sie sclbst f
dic H@E-Brauerci betreibe oder leite oder doch unter- b
. stiitze oder in andorer Weisc bevorzuge, vwenigstens aber daB
..sic fiir dic Boklagte Werbuhg treibe und ihr Bier besonders
" empfehle. Dics laufo ihren Interessen zuwider, zumal wenn
man:: beriickeichtige, daB sie als Gemeindé nichnt anderc Braue- - !
reien benachteiligen und der Beklagten einseitig einen .




g0 sei dieser Gebrauott nicht unbefugt. Auch werde kein
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Vorsprung verschaffen dtirfo. Die Kligerin hat beantragt,

" der Beklagten zu untersagen, sn der nérdlichen Gie-
belwand am Verwaltungsgebéiude der Allgemeinen Orts-
krankenkasse in Dortmund, K/ Ecke -
gtrale, eine AuBenwcrbung, dic die Worte "Dortmund

- gritBt mit H@p-Bicr" enthilt, anzubringeno

Die Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten. Sie
hat geltend gemacht, dam Wort "Dortiund" werde in dem be-
anstande¢ten Werbespruch nibht also Gcméindenamo,'sondern
nur als Hinweis auf den Herstellungsort des Hansa-Bicres
aufgefaBt. Der Werbospruch bestitige dem ankommenden Rei-
senden lediglich, daB er sich nun in Dortmund befinde, und §
empfehle ihm in liebensviirdiger Form, éas hier gebraute Ham
sawBiér Zu versuohen. Selbst wenn man gber amnnehmen wollte,
daB sic, die Beklagto, den Namen der Klkgerin gebrauche,

schutzwﬁrdigas Interesse der Klégerin vorletzt. Im dbrigen
aoi das Vorgehen der Klégerm arglisgtig, denn sic habe einer
anderen Dortmunder Brauerei entgeltlich gestattet, am

stadteigenen Fernsehturm a:me Tichtreklame anzubringen, und

‘duldo es auch, daB eine wextere Braucrei das Bild jenes

xcrnsehturmcs in ibrer Werbung verwendeo Ihr Vorgehon sei

umso wemiger verstindlich, als sie vor einigen Jahren den
an @iner Briicke angebracmen mrbespruch "Die HE@R~Stadt

Dortmund graBt mit H.-Bier" nicht beanstandet habco

~ Beide Vormatanzen haben d1e Klage abgawieeeno Mit der
Revigion verfolgt die Kliigerin ihr Klagebegeh:cen weiter,
vihrend die Beklagte um Zuriickweisung der Revision dittet.




' gerin habe sie seinerzeit statt der beanstandoten die
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Entscheidungegrinde:
1. Das Bestehen eincs Rechtsschutzbedlirfnisses fiir den
erhobencn Unterlassungsanspruch haben die Vorinstanzen er- o
slcht11ch be jaht. Besonderc Ausfﬁhrungen hieriiber zu machen,'ﬁé
hatten sie koine Veranlassung, da dic Beklagte im bisherign .
Vorlauf des Rechtsstreits Zwofifel in dieser Richtung nicht
geiiuBert hatte. ’

Erstmals in der ReV151onsvcrhanalung hat die Beklagtefjé
geltond gemacht, die Klage sei schon deshalb unbegrundet,
woil ¢s an vinem Rechtaschutzbediirfnis fehle. Sie, die Be-
xlagto, benutze niimlich den beanstandeton Werbespruch
ﬁberhaupt nicht; auf Grunad einer Vereinbarung mit der K1a~

| Fassung: "Hgp-Biocr unitbertroffen" gewdhlt und schon vor -
Jahren an der in Rede stehendon Hauswand anbringen lassen; -
gie dcnke heute nicht mehr .daran, dcn Spruch "Dortmund grﬁﬁti;;
nit HE@p~Bier" gu verwenden»

Pieser Einwand muB im gcgenuartigen Stande des Ver- %
fahrens ohne Erfolg blelhen, denn es handelt sich insoweit , ;§
um einen. nauun Tatsachenvortrag, mit dem dic Beklagte in -
der ROV1sion81ustanz -nicht gchﬁrtvwerden.kann«,

IT. Einlcitend'ldgﬁ'dae'Bérﬁfﬁngsgerich* dar, aue den
§§ 1, 3 und 13 UVG ktnno die Kliigerin nichta horle:tcn,
denn dic Parteien sttinden nicht in Wettbewarb miteinander . -
und die Klidgerin sei kein Verband sur Fordcrung gewcrblzcher;gg:
Interesscn und wollé nach ihren Erklirungen vor dem Senat ;;;;
auch nicht etwa wmit der Klage solcpa Intercssen fdrdern. o




‘su erheben und auch seitens der Revision nicht ygpgebracht

- Klégerin anseho, so erfordere der Namensschutz nach §§ 12

‘Namensteil, der nach Streichung des Wortes "Stadt" iibrig
- bleibe, im Verkehr mindestens ﬁbarwiegend, wenn nicht iiber-

« 5
Gogen aiese Auffassung éind'rechtliche Badenken nicht

worden. Soweit das beabsichtigte Verhalten der Beklagten
gegen die §§ % oder 3 UWG verstofBen sollte, sind nur die in
§ 13 UWG genannten Gewerbetreibonden und Verbinde zu einem
Vorgehen befugt. Bei der nemensrechtlichen Beurteilung kann |
die Anwendbarkeit der §§ 1 und 3 UWG htchstens als Vorfrage
eine Rolle spielen, soweit es sich darum handelt, ob die | B
Boklagte von-dem Namen der Kligerin unbefugt Gebrauch macht |
und ob sie hierdurch ein schutuwiirdiges Interesse der.Klaw
gerin verletzt.

IIT. 1. In coinen folgenden Ausfiihrungen zir Anspruchs-
grundlage der §§ 12 BGB und 16 UWG geht dae Berufungsge-
richt davon aus, daB der volisténdigé Namo* der Klidgerin nach
ihrem eigenen Vorbringen "Stadt Dortmund" sei. Diesen Namen,
so meint es, gobrauche die’ Beklagte jedoch nicht, sondern nu
*Dortmund". Venn man "Dortmnnd" schon als Namensteil der

BGB und 16 UWG Verkahrsgeltung,des Namensteils. Ein betrécht:
llcher Teil der Bevmlkerung miisge in dem Namensteil den ein-
deutigon Hinweis auf die £1§ger1n als - juristische - Person
finden. Erst dann hédtten Namenstelle namenaniiige Xennzeich-
nungskraft. Es sei bei allen Stidtenamen aber so, daB der

haupt, in mehrfacher Bodentung gebraucht verde. Erst aus den
Zusamnenhang sei ersichtlich, ob unter “Dortmund® die ju-

ristiache Person des offentlichen Bechta, die politische Ge-
meindc, d.h. die Klédgerin, zu verstehen-sai, oder ob Dortwun
als geographischer oder persoheller Bagriff-zu‘vgrstehen ,
sei. 80 sel die Kliigerin gemeint und erkennbar, wenn es heife:



_Voraussetzungen geédndert werden kann, und in Abs. 2, daB die

‘kdnnen. Hier wird also, wic auch schon die Uberschrift des

“bogondere Art der Gebietkdrpersohaft kennzeichnende Bezeich« . :
" nung und nicht Bestandteil des Nemens ist (80 bereits das

"Dortmund hat einen neuen Oberbiirgermcister" oder "Dortmund
bewilligt Geld fiir Kindergirten". Dor Raum Dortmund als geo-
graphischer Begriff, dor sich nicht cinmal mit dem Gebiet der
Gemeinde zu docken brauche, sei gemeint, wenn es heiBe: "Dort-?{?
nund het eine ncue Braucrei' oder "Dortmund hat schone Spa- N
ziorwege". Dic Einwohner Dortmunds ~ als personeller Sammel-
begriff - seien gemeint, wenn es in der Zeitung heifi¢: "Dort-

mund griift seine siegreiche E1f" oder "Dortmund begriift sei-

ne siegreiche E1f mit usw.". Hiernach habe der Namensteil
"Dortmund" keine Verkehrsgeltung dahin, daB damit immor die
Klédgerin gemeint sei.

2. Diese Beurtéilung gibt, wie die Revision mit Recht
geltend macht,zu rechtlichen Badenken schon im Hinblick auf
dic ausdrlickliche gesetzliche Regelung AnlaB8, die § 10 der
Gemcindeordnung fir das Land NordrheineWestfalen.zur Frage
deor Namensfithrung. der Gemoinden getroffen hat. Diese Vor-
schrift besagt in Abs. 1, daB die Gemeinden ihre bisherigen
Nemen fithren und daB der Gemeindoname nur unter bestimmten

Bezeichnung "Stadt" diejenigen Gemeinden fiihren, denen diese
Bezecichnung nach dem’ bisherigen Recht. zuéteht odor auf Antrag
von der Landesregierung verliehen wird, und schlieBlich dasB
die Gemeinden eonatlge Uberkommene Bezelchnungen weiterfiihren

§ 10 “Namc und Bezeichnung" deutlich macht, zwischen dem
Namen und der Bezeichnung der Gemeinde unterschieden und dae .
Vvort Stadt den Bezeichnungen zugerechnet Geht man hiexrvon
aus, so liegt dic Auffassung nahe, daB in der Benennung
"Stadt Dortmund" nur das Yort "Dortmund® depuName der Gemginde
ist, wihrend das Wort "Stadt" lediglich eine zustzliche, die




+ 3. Einer abschlieBonden Untersuchung diesor Frage bedarf

héngt in erster ILinie davon ab, ob der Namensteil oder die
‘Abkﬁrzung namenem&Bigo Unterschoidungskraft besitzen, d.h.

~weisen und sie damit von anderen Personcn deutlich zu unter-

' kehrskreisen als namensmhﬂiger Hinweis auf den Inhaber des

- T =~

- Roichsgericht in éeiner dic Bezeichnung "Stadttheater® be- ,

treffenden Entscheidung in RGZ 101, 169, 172).

es indessen nicht, denn auch die weiteren Darlegungen des
Berufungegerichtes, beitionan os unterstellt, das8 das Wort _
"Dortnund" als Namensteil der Klﬁgerin angesehen werden konng
und als solcher dem Nemensschutz grunds&tzlich zugénglich N
sei, sind von Rechtsirrtum nicht frei. Seine _Auffassung, einf]
solcher Namensteil geniefie nur dann Nameneschutz, wenn er
"Verkehrsgeltung® besitze, und die nidhere Erl&uferung dieaes.
Begriffes dahin, cs miisse cin bvetridchtlicher Teil der Be-

vo]Lcrung in dem Nemensteil den eindeutlgen Hinweis auf dle
Kliégerin als Person finden, und mit dem Ramenstell miissaq,

wie es an sp&terer Stelle heiBt, immer d:le Klagerin gomeint

soin, ist rechtlich nicht haltbar. t

TOb,elnem_Ngmenstoil oder einer:-aus dem Namen abgeleiteten
abgekiirzten Bezeichnung selbsténdiger Namensschutz zukomnmt,

ob sic gecignet sind, auf die Person 8es Namenstrigers hlnmk'}

scheiden. Nur wenn ein Namenstailedor eine Abkurzung eine
solche Untergcheidungskraft von Haus aus nicht besitzt, was
nicht selten bei Bestandtecilen oder Kurgbeze¢ichnungen von
handelsrechtlichen Firmennamen der Fall iat, kommt es weiter §
darauf an, ob die an sich nicht schutzfahige, wail nicht
unterscheidungekraftige Bezeichnung in don beteiligten Ver-

vollstiéindigon Namens Varkehrsgeltung erlangt hat. Gentligt
der Namenstoeil oder. die Abkﬁrzung jedoch ihrer Natur nach
zur sicheren Untorscheidung von- anderen Peraonen, so bedart
¢8 nach feststchender Rechtsprechung des Nauchweises einer be-
sonderen Verkehrsgeltung nicht (vgl. u.a. dio Entscheigdungon
dos Bundesgerichtshofs in GRUR 1954, 457, 458 - Irus/Urus -~



"16 UWG erfiillt. sind.
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sowie in GRUR 1960, 434, 435 - Volks-Feuerbestattung -- m.w.
Nachvw.; siehe auch Baumbach-Hefermehl, Wettbewerbe- und Va-
renzeichenrecht, 8. Aufl., Rdz. 25 - 3 und 97 - 101 zu § *6
ovae). .

Im Streitfall kann kein ernstlicher Zweifel daran be-
stehen, da8 das Wort “Dortmund® nicht nur in Verbindung mit
dem Wort "Stadt', sondernm auch fiir sich allein durchaue ge~
cignet ist, auf ‘die Klégerin als btadtgemoinde, d.h. als
Juristische Bereon ‘deg: .9ffentlichen Rechte ‘hinzuweisen und
sie von anéeren Personen gloicher Art deutlich zu unter-
scheiden. Von der Foststellung einer besonderen Verkehrs-
geltung kann der Namensschutz infolgedessen nicht abhingig
gemacht werden. Auch die Forderung des Berufungsgorichts9 daf
gie Bezeichnung "eindeutig" und “immer" als Hinweis auf dle‘;;;;
Person der Kligerin verstanden werden miisse, geht fehl, denn *;i
Vorausetzung des Namensschutzes ist nur, daB die Bezeichnung jﬁ;
geeignet ist, Nemensfunktion auszuiiben. DaB sie dancben noch
anderc Teutungen zulifit, schlieBt den Namensschutz nicht S
grundsitzlich aus, sondern hat nur zur Folge, daB der Namens~§:§f
triger nichi jede belicbige Vervenddng der Bezeichnung ver- iff'
bieten kann, sondern nur oine namenamaﬁlgc Vervendung, vorausnrf
gesetzt, daB die sonstigen Erforderniase der §§ 12 BGB oder .

Dic entscheidende: Frage ist daher im vorliegenden Falle ;
_nicht, ob das Wort "Jortmund" allgemein und eindeutig als
nanensudfiiger Hinweis auf die Klégerin veretanden vird, son-
dern ob der konkrete Verletzungatatbeatand9 der den Gegeu~
- gtand dos Rechtostreits” blldct, sich als Namensgebrauch in
diesen Sinne darstellt oder nicht, -

IV. 1. Auch zu dieser - von Berufungsgericht allerdings




« g w

in ihrer rechtlichen Bedeutung nicht klar erkanntien - Frage
nimmt das angefochtone Urteil em Ende der Entscheidungs-
grinde kurz Stellung. Im AnschluB an seine Darlegungen zur
llehrdeutigkeit des Wortes "Dortmund", das je nach dem Zu~
sammenhang als Hinweis auf die Kldgerin, aber auch als geo~
graphischer Begriff oder als personeller Sammelbegriff ver-
standen werden kdnne, und an'die'hieraus,gézogene FPolgerung, §
das8 das Wort nicht .die als ‘ertorderlich angesehens Verkehrs- 1
geltung besituc, fihrt das Berufungsgericht fort, im Zusamen~ .
. hang des Werbetextes "Dortmund griiBt mit H. Bier" lasse [
sich auch nicht aus dom Wort ngriift" erkennen, daB die Stadt
Yortmund als juristische Person des dffentlichen Rechts die
Roisendon begrii8d; daB sozusagen der Rat der Stadt den Rei-
senden mit H@@-Bior futrinke. Der orkennbare Sinn des Wer-
betextes sei: "Hior seid Ihr in Dortmund. Hier gibt es das

- gute - H@gp-Bier".

2 Diese knappe - gugenscheinlich nur als Hilfserwagung
geduchte - Stellungnahme zu dem Hauptppoolem des vorlicgen-
den Rechtestreits vermag die getroffene Entscheidung fiir sich
allein nicht zu tragen, donn sie erschdpft sich in der KuBeru
dexr tatrichterlichen Uberzougung des Bérufuﬁgggerichts, 188
aber eine niéhere Begrilndung dieser Uberzeugung und eine Dar-
legung der Erkenntnisquellen und sonstigen Uberlegungen, dic
zu ihr gefiihrt haben, vermissen, und gibt dem Revisionsge-
richt keine naglichkeit,-éu erkennen und nachgupriifen, ob
sich das Berufungsgericht von rechtlich gutreffenden Erwé-
gungen hat leiten lassen, . :

Aber auch wenn man annehmen wollte, das Berufungs-~ -
gericht habe atillschweigond zum Ausdruck bringen wollen, daB
es scine Ubergcugung aus der oigenen Lebenserfahrung schiopfe
80 viire diese Beurteilung rechtlich nicht haltbar, denn es |
licgt auf der Hand, daB ein allgemeiner Erfahrungesats des In-



halts nicht aufgeatellt werden knnn, daB ernstlich nur die
vom Berufungsgericht fiir richtig gehaltenc..Deutung des
Werbetextes in Betracht kommen kénne. Diese Deutung ist zwar
sicher mdglich und ¥ielleicht auch besonders naheliegend;
daneben Bind aber noch zahlreiche andere Deutungen méglich
und es orscheint keineswegs von vornherein ausgeschlossen.
daB ein nicht unerheblicher Teil der angesprochenen Kreise
den Werbespruch dahin auffaBt, die Klégerin empfehle das
in ihror Stadt gebraute Hansa-Bier wobei die Vorstellung
eine Rolle spiclen kann, daB die Kligerin an der Hansa-~
Brauerei in der einen oder andoren Form maBgebdnd beteiligt
sei. Ob es sich tatsiéchlich so verh#lt und, worauf es ent-
scheidend ankommt, ob eine so groBe Zahl von lLesern der
letzteren Deutung guneigen wird, da8 hierdurch die Interes-
sen der Klégerin ernstlich bexriibrt werden und ihr ein
Unterlassungaanspruch billigerweise nicht versagt wefden
kann, 18t sich aus dexr allgemeinen Lebenserfahrung nicht
guverliissig beantworten.

Auch au? cine besondere eigene Sachkunde hdtte das
Berufungcgericht seine Entscheidung nach lage des Falles
nicht stiitzen kénnen. Nach den Grundsiéitzen, die der Bundesge-
richtshof aus Anla8 eines wettbewerbsrechtlichen Falles ent-
wickelt hat (B#H GRUR 1963, 270, 272 £ .. Bérenfang', go-
niigt die cigenc Sachkunde des Richters gzur Beurteilung der
Yerkchrsauffassung nur denn, wenn er in dem Umfange, wie
os fiir die beabsichtigte Bntscheidung erforderlich ist,
in die Anschauungen der betoiligten Kreise eigenon Einblick
besitzt, und erfordert die Verneinung einer bestimmten Ver-
kehrsauffassung in der Regoel einen woit umfassendoesmen Ein-
blick als ihre Bejahung, fiir die, wenn es sich beispiels-
weise wie in dem soincerzeit entschiocdenen Falle um die Frage



der THuschungsgefahr handelt, schon die Feststellung geniigt.
daB ein nicht vdllig unbeachtlicher Teil der in Frage
kommenden Verkebrokroise getiéuscht wird. Dicsc Grundsitsze
haben auch fiir den vorliegenden Fall Giiltigkeit, unbe-
schadet der Besonderheiten, die sich daraus ergeben, daB
dor Klageanspruch nicht im Wettbewerbs-, sondern ir Nameng-
recht seine Grundlage findet (siehe hicrilber im einzelnen
unter VI). Auch hier erfordert die negative Foststellung.
daB kein rechtlich beachtlicher Teil der angesprochcnen
Verkehrgkreise den Werbespruch der Beklagten als namens-
migigen Hinweis auf die Klédgerin auffassen werde, einen so
unfassenden Einblick in die Anschauungen eines viel-
schichtigon und nicht leicht libers¢hbaren Personenkroises.
wie er einem Richter undeinem Richterkollegium in aller
Regel nicht ohne fremde Hilfe zu Gebote stecht.

% Dic entscheidende Frage, ob dic Beklagte mit dem
von ihr in Aussicht genommencon ™erbespruch von dem Namen der
Beklagten Gebrawch machen wiirdo, und die Vorfrage, ob ein
rechtlich beachtlicher Teil der angesprochenen Verkehrs-
kreise in dem Wort "Dortmund® cinen namensmifigen Hinweis
auf die Person der Klidgerin erblicken wiirdes hétte mithin
nicht ohne die Erhebung geeigneter Beweise beantwortet
verden diirfen. o

Dieser Rechtsfoblor nbtigt zur Aufhebung des ange-
fochtenen Urteils und zur Zurickverweisung der Sache
an das Berufungsgericht, denn andere Griinde, die es recht-
fortigen konnten, die vom Berufungsgericht ausgesprochcne
Abweisung der Klage im Ergebnis aufrechtzuerhalten, sind,
vie unter V nilhor derzulegen sein wird, nicht szu erkennen.



Ve 1. Unterstellt man, daB ein rochtlich beachtlicher
Teil des Verkehrs gas Wort "Dortmund" im Werbespruch der
Beklagten als Hinweis auf die Person der Kligerin auffassen
wird, so folgt daraus zwingend, daB es sich um einon Namens-
gebrauch im Sinne des § 12 BGB handclt. Dem steht nicht ent-
gegen, da8 dic Beklagte den Namen "Dortmund" nicht fiir sich
selbst in Anspruch nimmt, sondern ihn lodiglich in ocinem
Verbesatz vervendet, der als Hinweis auf dic Klégerin ge-
deutet werden kann, denn nach feststchender Rechtsprechung.
ist ein Namensgebrauch nicht nur dann gegeben, wenn der Name
oder Namensteil von einem Dritten, .dem er nicht zukommt, fiir
sich selbst beansprucht wird; der Namensschutz ist viel-
mehr auch auf die Fdlle zu erstrecken, in denen der Namens-—
triger durch den Gebrauch des Namens seitens eines Dritten
Zu bestimmten Einrichtungen, Giitern oder Erzeugnissen in Be.-
zichung gesotzt wird, mit donen er nichts zu tun hat

(vgl. v.a. BGHZ 30, 7, 9 - Caterina Valonte). .
2. Auch das woitere Erfordernis, daB der Namensgo-
brauch *“unbefugt" geschieht, ist erfiillt. Dies ergibt sich
schon daraus, daB die Xliigerin den beabsichtigten Gebrauch

des Namens durch dic Beklagie nicht gestattet, sondern ihm
ausdriicklich widersprochen hat. Der Bundougericnishol -hot ziar
in dor bereits orwiihnton Entscheidung in BGHZ 30, 7, 9 £

gun Ausdruck gebracht, daB nicht joder eigenméchtige nemens-
ndBige Hinweis auf eine andere Person im Rahmen der Werbung.
als NanensmiSbrauch zu begeichnen ist und daB der Namens-
gebrauch dann kein unhefugter ist, wenn die Art des Hin-
weises die Annaghme auaschlieft, daB8 die Leistungen oder Er-~
geugnisse, fir dic goworben wird, dem in der Werbung or-
wihnten Namengtriger irgendwic guzurechnen sind oder unter
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seinem Namen in Erscheinung treten sollen. Bedenken dieser
Art bestehen aber im vorliegenden Falle nicht,.denn ver an-
ninnt, daB der Werbespruch auf die Klagerin als Rechts-
person hinveise, wird in aller Rogol/&chilouen, daB zwischan
ihr und dem angepric¢sonen Erzeugnis c¢in innerer Zusammen-
hnag bestehe, sei os, daB dic Beklagte ein stHddtisches Re-
gieunternehmen soi odor doch unter finanzieller Beteiligung
der Xligerin betrieben werde, daB personalde Bezichungen be-
stiinden oder wenigstens, daB die Klégerin aus irgendvelchen
nicht ndher ersichtlichen Griinden durch Hexrgabe ibres Na-~
mens die Verbung der Beklagten unterstiitze. Die Erfahrungs-
tateache, daB8 Gemeinden und sonstige Gebicetskbrperschaftcn
sich in aller Regel nicht oder nur in beschrénktem Umfange
privatwirtaschaftlich betatigen, steht dieser Annahme nicht
entgegen. Diese Tatsache ist in weiten Kreisen unbekannt;
handelt es sich wie im vorliegenden Falle um einen Brauerei-
betriedb, so kommt hinzu, daB sich manche bekannten Brauerocic
im Begitz der Offentlichen Hand befinden und somit die Be-
teiligung einer Stadtgemeinde an einem solchen Unternechmen
durchgus im Bereich der VWahrscheinlichkeit liegt.

Ob der Namensgebrauch durch die Beklagte auch deshalbd
ein unbefugter ist, weil er, wie die Revision geltend macht,
gegen §§ 1 oder 3 UWG verntst, kann unter diesen Umstinden
uneryrtert blei:ben.

3. Der Klidgerin diirfte schlicB8lich auch, soweit dies
nach den bisher festgestellten Sachverhalt beurteilt wer-
den kann, ein schutzwlirdiges Interesse an der Abwehr dexr
beanstandeten WerbemaBnahmen zur Seite stchon. Eine ab.-
schlieBende Stellungnahme zu dieser Frage muB allerdings
dem Tatrichter iiberlassen werden. Er wird im weiteren Ver-
fahren niéher zu priifen haben, ob die Klégerin durch die ge-



plantec WerbemaBnabme in ihrem Namensrecht ernstlich ver-~
lotzt wird, etwa weil die durch den Werbespruch herge-
stellte Gedankenverbindung bei dem angesprochenen Publi--
kum ihr unerviinschte Vorstellungen iiber ceine finanzielle
oder personelle Mitverantwortung an dem Unternehmen derx
Beklagten oder in der Richtung auslésen kiénnte, da8 die
Kligerin einen von mehreren in ihrem Stadtbereich behei-
mateten Betrieben des gleichen Geschiéftszweiges in un-.
angebrachter Weise bevorgzuge (vgl. hierzu RGZ 101, 169,
172). andererseits wird auf den Yortrag dor Beklagten,

nit dem sie den in den Vorinstanzen crhobenen Eineand der
Arglist zu begriinden sucht, einzugehen, aber auch zu er-
wigen sein, ob der Beklagten nicht ohne Riicksicht auf dicsen
Gesichtspunkt billigerveise zuzumuten ist, fiir ihren ¥Werbe~
spruch eine Faassung zu wiihlen, die einc Bezugnahme auf den
Namen der Kldgerin vermeidet, oder ob zwingende Griinde fiir
oine Beibehaltung gerade der heabsichtigten Fassung zu er-
kennen sind.

VI, 1. Nach alledonm ist eine erneute tatrichterliche
Priifung geboten. Diese wird sich zunidchst auf die Frage dus
schutzwiirdigen Interesses zu erstrccken haben. Sollte das
Berufungsgericht dicse Frage bei der abschliocBenden Viirdi-
gung dor maBgebenden Umsténde bejahen, ao wird es ent-
scheidend darauf ankommen, ob die Beklagtc mit ihrem
Werbespruch vom Namen der Kligerin im Sinnc des § 12 BGB
Gebrauch macht. Dio Beantwortung dieser Frage wiederum
hiingt, wic bereits hervorgehoben, wesentlich davon ab, ob
oin rechtlich beachtlicher Teil der von der Verbung ange--
sprochenen Verkchrekreise in d em Wort "Dortmund" ceinen
namensmiBigen Hinweis auf dic Klégerin als Rechtsperson
erblicken wird. ’

Bei der Beurteilung dieser Frade wird folgendes zu

e
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beachten sein:

2. Allgemein kann gesagt werden, daB es fiir dic Gewih-
rung eines Anspruchs aus § 12 BGB nicht gentigen wird. '
vienn nur cine verschwindende Minderheit der in Betracht
kommenden Verkehrskroisc den Werbespruch auf die Kldgerin
als Rechtsperson beziehen sollte Anderorseits w7ird aber auch
nicht verlangt verden kdnnen, dag die iiberwiegende Mebr-
heit der angesprochencn Kreise dieser Auffassung zuneigt.
Dariiberiifiriaus lassen sich bestimmte Regeln iiber den or-
torderliéh;n Anteil derjenigen, die dem Verbespruch

einen namensmiiBigen Hinwoeis auf die Kldégerin entnehmen
werden, gemessen an der Gesamthoit der beteiligten Bevilk
rungskreise, nicht aufstellen.

Der Rechtsprechung und dem Schrifttum sind, so-
vieit orsichtlich, keine allgmein giiltigen Regoln dieser
Art zu centnehmen. ""enn in cinigen Entscheidungen des
Reichagerichts schlechthin auf die bestehende Verkehrs~
anschauung oder auf die 8rtliche Verkehrsauffassung hin-
geviesen wird, ohne diese Begriffe ndher gu erléutern
{(vgl. RGZ 101, 169, 172 und RG in JW 1927, 117), oder ge-
legentlich auch auf die allgemeine Verkehrsanschauung abg
stollt vird (z.B. in RG Warn Rapr 1911 Nr. 468 und
RG JW 1924, 1711, 1712), so stehen dem Entscheidungen
und AuBerungen des Schrifttums gegeniiber, die darauf
hindeuten, daB nicht immer ¢ine umfassende Verkehrsiiber-
geugung zu fordern ist, sondern u.U. auch schon-ihn-
lich wie boi § 3 UWG-~ den Anschauungen eines geringeren Teil
der maBgebenden Verkohrskreise rechtliche Bedeutung su- |
kommen kann (siche u.a. RG DJZ 1906, 543 und RG Warn
Repr 1930, Nr. 48, Seite 93; Socrgel-Siebort, BGB 9. Aufl.
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Rdz. 108 zu § 12).

Rur im Yettbowerbsrecht hat sich - vor allem bei der
Beurteilung von Tatbestiinden der in §§ 3 und 14 UWG gekenn-
zeichneten Art - dor inzwischién allgemein anerkannte Grund-
satz herausgebildet, daB cin Wettbewerbsverstof schon dann
anzunehmen ist, wenn cine Werboebchauptung gecignet ist, bei
einen nicht vollig unbeachtlichen Teil der angesprochencn
Verkehrgkreise einc THuschung iiber verkchrswesentliche
Umsténde hervorzurufen oder Voratellungen auszuldsen, die
einon Mitbowerber in ssiner Geschiédftschre verletzen (siehe
u.a. BGHZ 135, 244 - Cupresa; BGH GRUR 1957, 358, 359 -~
Kdlnisch Eis; Baumbach-lefermehl a.a.0. Rdz. 9 und 44
zk § 3 und Rdz. 17 zu § 14 UWG). Dieser Grundsatz kann
aber auf andere Rechtsgebicte nicht ohne weiteres iibertragen -
werden, denn er ist auf die besonderen Gegebenheiten wvett-
bewerbérechtlicher Tatbestiinde gugeschnitten, bei denen
es sich meist um geféhrliche Eingriffe in weaenfliche
Interesuen dor Allgemecinheit, der Geschiiftswelt oder des
einzelnen Mitbewerbers handelt, gegen die auch dann ein
itirksaner Schutz gewdhrt werden muB, wenn die Werbebe-~
hauptung nuxr bei einem verhéltnismifBig kleinen Teil der
angouprochenen Verkehrskreise unrichtige oder sonst uner-
vilnachte Vorstoullungen auslést. -

Auf andoren Rochtsgebieten, so auch auf dem Gebiot
des Namensrochts, fehlt os an einer solchen typischen
Fallgestaltung und schblieB8t dic Vielfalt der denkbaren N
Patbestiinde dic Aufstellung verbindlicher Richtlinien weitg?ﬁ*
gchend gus. Ein NamensmiBbrauch kann unter Umstiinden die
idecllen und wirtschattlichen Interessen des Mamenstrigers
schr empfindlich beriihren und fir ihn woittragende Folgen
nach sich ziehen. Andererseits sind auch Fdlle denkbar, in
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denen die Beeintridchtigung des Namenstrigers, richtig ge-
sehen, nur eine verhidltnismiéfig unbedeutonde und das Be-
diirfnis nach ihrer Abwebr demzufolge nicht allzu hoch

zu beworten ist. Solche Besonderheiten der jeweiligen Fallg
staltung dlirfen bei der Frage. ob ein rechtlich beacht~
licher Teil der angesprochenen Kreise einen mchrdeutigen
Werbespruch als namensmiifSiigen Hinweis auf dcn Nemenstréger
auffassen wird, nicht auBer :zcht gelassen werden. Be-
deutet die AuBerung, falls sie in diesem Sinne verstanden
wird, einc empfindliche Becintrédchtigung des Namenstri-
gers, so wird es vielfach fiir die GewEhrung eines Unter-
lassungsanspruchs nach § 12 BGB schon geniigen, wenn nur ein
verhdltnismifig geringer Tell der maBgebenden BevOlkerungs-
kreise einer solchen Deutung zuneigen wird. Handelt es
sich dagegen um ocinen Eingriff von geringerer Tragvweite.,
80 kann es unter Umsténdon gerechifertigt sein, eine ho-
here anteilige Quote derjenigen zu verlangen, die den
Werbegpruch auf die Person des Namenstridgoers beziehen werd

3. Diesc Gesichtspunkte wird das Berufungsgericht bei
der gebotenun weiteren Sacheufklérung und Wirdigung des
Streitfalles zu berilicksichtigen haben. Bei der Frage des
schutzviirdigen Interesses wird eas gich nicht mit der
Festotellung begniigen kdnnen, daB der Klégerin ein solches
Intereosse zur Seite steht, sondern auch zu priifen haben,
velcher irt dioges Intereese ist und in welchem MaBe es
von dem Eingriff der Beklagiton bertibrt wird. Ferner wird
es durch Erhebung gecigneter Bewoisc ausreichenden An-
schauungsstoff zu sanmeln haben, der es erlaubt, die an-
teilige Quote desjenigen Bevlkerungsteils zu ermittoln
odor wenigstens zu schitzen, der den ¥erbespruch der Be-
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klagten auf dic Kliigerin als Rechtaperson und nicht auf
Dortmund als gcographischen Begriff oder als persomnellen
Sammelbegriff beziehen wird; ob es sich empfiehlt, hierbei
von dem Beweismittol der Mcinungsbuffregung Gebrauch zu
machen (vgl. hierzu BGH GRUR 1963, 270, 273 -~ Barenfang),
nu8 dem tatrichterlichen Ermessen {iberlassen bleiben.

Alsdann wird es geboten sein, die hinsichtlich beider
Beweisfragen gofundenen Ergebnisse in d er unter VI 2 am
Ende angedeutcten Weise in ihrer Wechselbesiehung zuein-
ander su wiirdigen und gegencinander abzuwiigen.

ViIi. Dem Berufungegericht war auch die Entscheidung iiber
dic osten des Revisionsverfahrens zu {ibortragen.

¥ilde Prau Bundaesrichterin ' Pchle Ebel
Dr. Kriigor-Nicland und
Herr Bundesrichter DIr.
Spengler sind durch Ur-
laubsabwesenheit an dex
Untorschriftgleistung ver-.
hindert.
Vilde



	BGH, ürt» v. 15. März >1963	-	lb	ZR	98/61

	;Mi


